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Man sagt immer so schön, dass man 
sich oftmals den Mund fusselig redet. 
Dahinter steckt die sinnbildliche Vor-
stellung, der Mund sei schon völlig 
verschlissen vom vielen Reden, er sei 
verbraucht wie ein alter Lappen. 

Ja, manchmal kommt man sich tat-
sächlich so vor und dazu kommt noch 
das Gefühl, dass die Adressaten einen 
nicht einmal verstehen (wollen). Doch 
wieder nur fusselig geredet! Da kann 
man schon verzweifeln. Aber nicht so 
die Gewerkschaft der Polizei Sachsen 
e.V. 

In der Vergangenheit haben wir des 
Öfteren gezeigt, dass diese Fussel im 
Gesicht zwar nicht schön, aber erfolg-
reich sein können. Das soll an dieser 
Stelle keinesfalls dazu führen, alte Ka-
mellen wieder auszugraben und nur 
Lobhudeleien über uns auszuschütten. 
Auch wir sind nicht unfehlbar. Doch 
die meisten unter uns haben die Erfol-
ge mit unterschiedlichen Emotionen 
registriert, sie entgegen genommen 
und warten auf den nächsten Auf-
schlag.

Ja, diesen neuen Aufschlag erwar-
tete ich persönlich auch und mit mir 
sicher die Mitglieder der Gewerk-
schaft der Polizei. Aber ich habe mo-
mentan leider das untrügliche Gefühl, 
dass sich unsere (neuen) Politiker 
eben doch mehr mit den alten Kamel-
len beschäftigen, dass sie die Zeichen 
der Zeit noch nicht verinnerlicht ha-
ben und noch nach dem „Heureka“ 
suchen. Wenn doch endlich die drin-
gend erforderliche, ehrliche und nach-
haltige Analyse der Situation erfolgen 
würde. Die Chancen waren in den 
letzten Tagen und Wochen zu Hauf da. 

Regierungserklärung vom 
31. Januar 2018

Ich erinnere nur an die Regierungs-
erklärung vom 31. Januar 2018 im 
Sächsischen Landtag. 

Vor Ort war ich persönlich schon et-
was enttäuscht (oder eher ratlos?), als 
ich die Reden über mich ergehen ließ. 
Ich dachte sogar daran, dass man das 
falsche Skript in den Händen gehalten 
habe - Büroversehen sozusagen.

Beim genaueren Hinhören spürte man 
aber doch ein frisches (wenn auch laues) 
Lüftchen durch den Landtag wehen. Es 
gab einen Appell zum Aufschwung, es 
wurde zu neuen Wegen aufgerufen. Und 
längst nicht alles kam aus dem Antiqui-
tätenladen. Doch so richtig spürbarer 
Wind kam dennoch nicht auf.

Gerade im Bereich der Sicherheit 
und damit der Polizei spürte ich eher 
eine absolute Flaute und einen Rückfall 
in alte Zeiten. Bitte nicht falsch verste-
hen! Ich meine nicht in Zeiten vor mehr 
als 28 Jahren, sondern in die Zeiten der 
letzten Monate unter herrschender 
Selbstzufriedenheit, unter Zeiten des 
Zurücklehnens und des Gedankens, al-
les Mögliche getan zu haben. Bei wei-
tem nicht - wir berichteten zur Genüge.

Aber immerhin gab es ja im ersten 
Teil der Regierungserklärung durch den 
Ministerpräsidenten Michael Kretsch-
mer (CDU) eine kurze Polizeiansprache 
- für drei Minuten. Aber hier fehlte nicht 
nur die Substanz, sondern grundlegend 
Neues. Einfach nur zu wiederholen, 
dass zusätzlich 1 000 Polizisten ausge-
bildet werden, die Zeit der Wachpolizei 
verlängert werden soll und das Sächsi-
sche Polizeigesetz auf der Agenda steht, 
ist zu dürftig. Das sind alte Kamellen, 
die schon lange gegessen sind.

Es wäre doch angebrachter, darüber 
zu reden, wie die Zukunft geplant wird. 
Darüber, wie es mit der Verteilung der 
1 000 Stellen im Detail aussieht, wo 
diesbezüglich die Prioritäten gesetzt 
werden. Was ist mit dem darüber hin-
ausgehenden Bedarf (Stichwort: 1 000 
PLUS), der durch die Dienststellenleiter 
erkannt, benannt und so dringend er-
forderlich ist? 

Beratungsresistent, alte Kamellen, Ratlosigkeit?  
Oder etwa doch noch Analyse?

Hagen Husgen

Und das sowohl im Polizeivollzugs-
dienst als auch in der Verwaltung? 

Zweiter Teil der Regierungserklä-
rung: Martin Dulig (SPD) nahm das 
Wort Polizei gar nicht mehr in den 
Mund. Obwohl die SPD erst wenige 
Tage zuvor in einer Expertenkommis-
sion zur Inneren Sicherheit in Sach-
sen der CDU schon fast den Schneid 
abkaufte im Kampf um die Partei der 
Inneren Sicherheit. Weit aus dem 
Fenster hinausgelehnt und nun wie-
der zurückgezerrt? Unglückliche oder 
gar falsche Beratung durch die fal-
schen Leute? Oder etwa beratungsre-
sistent? Vielleicht auch alles schon 
gesagt? Ich weiß es nicht, ich war und 
bin einfach nur ratlos gewesen.

Beratung scheint aber in der Tat 
nicht die Lieblingsbeschäftigung vie-
ler unserer Entscheidungsträger zu 
sein. 
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Hinweise:
Das Landesjournal versteht sich 

nicht nur als Informationsquelle, 
sondern auch als Kommunikations-
forum für die sächsischen Kollegin-
nen und Kollegen. Zuschriften sind 
daher ausdrücklich erwünscht.

Die Redaktion behält sich jedoch 
vor, Leserbriefe gekürzt zu veröf-
fentlichen. Für unverlangt einge-
sandte Manuskripte oder Fotos 
übernehmen wir keine Gewähr für 
Veröffentlichung oder Rücksen-
dung. Namentlich gekennzeichne-
te Artikel stellen nicht in jedem Fall 
die Meinung der Redaktion dar.

Die Redaktion

Leitartikel

Fortsetzung von Seite 1

Anders kann ich mir nämlich nicht 
erklären, dass man im Jahre 2017 im 
Ersten Bericht der Staatsregierung zur 
Überprüfung der Anhebung der Al-
tersgrenzen für den Eintritt in den Ru-
hestand im Freistaat Sachsen zu dem 
Ergebnis kommt, diese Maßnahme sei 
tauglich, sinnvoll und vertretbar. 

Wie kommt man denn darauf? 

Im Berichtszeitraum haben doch 
nachweislich die Krankheitsfälle der 
Polizisten über 50 Jahre zugenom-
men. Gab es 2011 noch 3 210 Polizei-
vollzugsbeamte in dieser Altersgrup-
pe, die im Durchschnitt je 37,5 
Ausfalltage im Jahr hatten, waren es 
2013 schon 3 472 mit einer Ausfall-
quote von je 41,7 Tagen. Schon nach 
einer rein mathematischen Hochrech-
nung kann hier nicht davon gespro-
chen werden, dass sich eine Anhe-
bung der Altersgrenzen im Sinne des 
Dienstherrn und der zu erledigen Ar-
beit ausgewirkt hat.

Muss man das verstehen? Auch 
hier stellt sich die Frage: Wer hat sich 
denn hier von wem beraten lassen? 
Die Gewerkschaft der Polizei hat so-
fort ihr Veto eingelegt und Folgendes 
hinterfragt: 
•	 Wurden die betreffenden Beamtin-

nen und Beamten über die Auswir-
kungen der Verlängerung der Le-
bensarbeitszeit in ihren sehr 
unterschiedlichen Tätigkeitsfeldern 

befragt?
•	 Welche Ideen/Vorstellungen/For-

derungen gibt es aus den Reihen 
der Betroffenen?

•	 Gibt es Erkenntnisse einer gleich-
bleibenden oder erhöhten Dienst-
unfähigkeit in den konkreten Berei-
chen?

•	 Hat die derartige Entwicklung der 
Altersstruktur Auswirkungen auf 
die Arbeitsfähigkeit an der Basis 
(Streifendienst in den Polizeirevie-
ren)?

•	 Gibt es Auswirkungen auf die An-
zahl der Krankheitstage in den Jah-
ren vor dem Erreichen der regulä-
ren Altersgrenze (letzte Dekade vor 
dem Ruhestand)?

•	 Hat sich die Reduzierung der be-
sonders belastenden Tätigkeiten 
auf eine 20jährige Dienstzeit beim 
Spezialeinsatzkommando, in einem 
Mobilen Einsatzkommando, als Po-
lizeitaucher oder als fliegerisches 
Personal bewährt oder läuft diese 
Regelung in der Praxis ins Leere?

•	 Inwieweit wurde durch Polizeibe-
amte die Möglichkeit, freiwillig ei-
nen Antrag auf Ruhestandsverset-
zung mit 60 Jahren zu stellen, 
genutzt? 

•	 Was sind die Gründe, warum diese 
Möglichkeit nicht vermehrt genutzt 
wird?

Auf die Antworten (sofern sie über-
haupt kommen) darf man gespannt 
sein. Hoffentlich führen sie das Er-
gebnis nicht ad absurdum?

Fusselig reden und beraten (auch 
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lassen) sind eben zweierlei Dinge. 
Zielführend wären Beratungen, kons-
truktive Diskussionen sowie die Ein-
beziehung von Erfahrungen und Tat-
sachen. So steht zeitnah die nächste 
Änderung ins Haus. 

Das Gesetz zur 
Weiterentwicklung des 

Sächsischen Dienstrechts. 
Im Titel ziemlich hochtrabend, in 

Gänze dem Titel nicht gewachsen und 
im Detail dennoch für uns interessant. 
Unter anderem wurde im ersten Ge-
setzesentwurf die seit Jahren von der 
GdP Sachsen geforderte Erfüllungs-
übernahme des Dienstherrn bei 
Schmerzensgeldansprüchen ab einem 
Betrag von 500 Euro aufgenommen. 
Endlich, aber nicht ganz ausreichend. 
Unserer darauf folgenden Einlassung 
(fast) folgend, wurde nunmehr in ei-
nem zweiten Entwurf die Betragshöhe 
auf 300 Euro gesenkt. Ließ sich da 
etwa jemand beraten?

Man sieht also, dass es geht, wenn 
man will und dass es etwas bringt, 
wenn man beharrlich bleibt. Die so-
genannte Weiterentwicklung des 
Dienstrechtes beinhaltet noch weitere 
uns mehr oder weniger voranbrin-
gende Schwerpunkte, wie eine vor-
gesehene Reihenuntersuchung. Der 
große Wurf ist wieder nicht gelungen. 
Wir werden in Kürze ausführlicher 
dazu berichten.

Summa summarum stellt sich die 
Frage, wem geholfen ist, wenn wir als 
Sachsen nicht in der Lage sind, die 
tatsächlichen Gegebenheiten und 
Probleme an der Basis ernst zu neh-
men und Veränderungen auch zu 
wollen. Es ist selbstverständlich, dass 
nicht alles umsetzbar ist, aus beste-
henden rechtlichen Gründen oder 
warum auch immer. Doch oftmals 
würde es schon reichen, den ernsten 
Willen zu haben, für die Kolleginnen 
und Kollegen etwas zu unternehmen. 
Den Willen, danach zu streben, das 

Mögliche möglich zu machen und 
nicht das Nichtmögliche aus den letz-
ten Paragrafen und Absätzen zu sau-
gen. Ja, es steckt Arbeit, Schweiß und 
das Überwinden des Schweinehun-
des dahinter - aber es lohnt sich für 
uns alle!

Die teilweise neu gebildete Staats-
regierung hat es nun in der Hand und 
wir bieten die unsrige an. Die „neue“ 
Staatsregierung sollte nicht wieder 
den Fehler begehen, die Beschäftig-
ten und die Gewerkschaftsvertreter 
nicht „mitzunehmen“, nicht mit ein-
zubeziehen. 

Dieser Fehler hat sich trauriger 
Weise leider zu oft wie ein roter Fa-
den durch die Vergangenheit gezo-
gen. Aus Fehlern muss man lernen. 
Hoffnungsvolle und vor allem erfolg-
reiche Zukunft muss anders ausse-
hen.

Euer
Hagen Husgen

Landessozialgericht Sachsen hat 
nunmehr in zwei Verfahren 

entschieden! Wie geht es weiter?

Seit dem Urteil des Bundessozial-
gerichtes vom 23. August 2007 - B 4 
RS 4/06 R gab es die Möglichkeit, 
weitere Zahlungen als Arbeitsentgelt 
für die Rentenberechnung einzufor-
dern. Diese Chance nahmen auch die 
Anspruchsberechtigten des Sonder-
versorgungssystems der Angehörigen 
der Deutschen Volkspolizei, der Or-
gane Feuerwehr und des Strafvollzu-
ges gemäß Anlage 2 Ziffer 2 des Ge-
setzes zur Überführung der 
Ansprüche und Anwartschaften aus 
Zusatz- und Sonderversorgungssyste-
men des Beitrittsgebietes (AAÜG) 
wahr und stellten Anträge auf Über-
prüfung der Entgeltbescheide bei der 
Polizeiverwaltung des Freistaates 
Sachsen.

Der Freistaat Sachsen lehnte bisher 
diese Anträge ab und es erfolgte ein 
jahrelanger Rechtsstreit vor den Sozi-
algerichten.

Das Sächsische Landessozialge-
richt erkannte mit den Urteilen vom 
23. Januar 2018 die Ansprüche von 
zwei ehemaligen Volkspolizisten auf 
Anerkennung des Verpflegungs- und 
Bekleidungsgeldes als Arbeitsentgelt 
für die Rentenberechnung an. Diese 
Urteile sind noch nicht veröffentlicht 
und rechtskräftig. Eine Revision vorm 
Bundessozialgericht ist nicht zugelas-
sen. Ob der Freistaat Sachsen dage-
gen Beschwerde einlegt, ist nicht be-
kannt. Neben dem Land Brandenburg 
hat sich mittlerweile auch das Land 
Sachsen-Anhalt zur Anerkennung 
der genannten Zahlungen als Ar-
beitsentgelt entschieden. Auch hier 
war die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) sehr aktiv. 

Wie soll es nun in Sachsen 
weiter gehen? 

Dazu liegt eine Antwort des Staats-
ministers des Inneren des Freistaates 

Sachsen auf die parlamentarische 
Anfrage des Vorsitzenden der Frakti-
on der Partei DIE LINKE Herrn Dr. 
Gebhardt zu dieser Problematik vom 
21. Dezember 2017 vor. Hier betont 
Herr Prof. Dr. Wöller, dass er noch 
weitere Urteile des Landessozialge-
richtes abwarten will, bevor er eine 
Entscheidung zur Anerkennung des 
Verpflegungs- und Bekleidungsgel-
des als Arbeitsentgelt trifft. Zwei Ur-
teile liegen nunmehr vor.

Nach der Veröffentlichung und 
Rechtswirksamkeit der oben genann-
ten Urteile wird die GdP Sachsen ihre 
gewerkschaftlichen Möglichkeiten 
nutzen und darauf drängen, dass der 
Freistaat Sachsen der Rechtspre-
chung des Sächsischen Landessozial-
gericht nicht nur in den beiden Fällen 
als sogenannte Einzelfälle folgt, son-
dern alle Anträge und Widersprüche 
ohne weiteres Zuwarten im Interesse 
der vielen teilweise seit über 10 Jah-
ren wartenden Betroffenen bearbei-
tet.

Torsten Scheller

Sächsisches Landessozialgericht

Verpflegungs- und Bekleidungsgeld als Arbeits-
entgelt für die Rentenberechnung anerkannt

Leitartikel
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Jürgen Scherf  gibt den Tätigkeitsbericht der BG Vorstand�  Foto: BG PVA

Bezirksgruppe Polizeiverwaltungsamt Sachsen

Verbunden werden auch die Schwachen mächtig! 
Verbunden werden auch die 

Schwachen mächtig! Beamte, Verwal-
tungsbeamte und Beschäftigte

Dresden, 31. Januar 2018, ein Bera-
tungsraum im Polizeiverwaltungsamt 
(PVA). Mitgliederversammlung der 
Gewerkschaft der Polizei Sachsen - Be-
zirksgruppe Polizeiverwaltungsamt. 
Gespannt warten die Mitglieder auf 
den Beginn der alljährlichen Mitglie-
derversammlung. 

Punkt 15.00 Uhr eröffnet der Vorsit-
zende der Bezirksgruppe Jürgen Scherf 
die Versammlung. Eigentlich ist fast al-
les wie immer. Begrüßung, die Tages-
ordnung wird beschlossen und schon 
ist man mittendrin. Der Tätigkeitsbe-
richt gibt Auskunft zur Mitgliedersitua-
tion, die Wahrnahme vieler gewerk-
schaftlicher Funktionen im Ehrenamt 
durch Mitglieder der GdP-BG PVA. 

Sie reichen vom stellvertretenden 
Landesvorsitzenden Torsten Scheller, 
über Mitglieder im geschäftsführenden 
Landesvorstand, dem Landesvorstand, 
dem Polizei Hauptpersonalrat, dem 
Örtlichen Personalrat bis hin zur Ju-
gend- und Auszubildenden Vertretung 
(JAV) beim PVA. 

Überall sind die GdP-Mitglieder des 
PVA aktiv dabei. Schnell wird klar, 
dass im PVA nicht nur Polizei- und Ver-
waltungsbeamte arbeiten. Sehr viele 
Bedienstete sind hier auch im Beschäf-
tigungsverhältnis. Sie alle haben ihre 
Heimat in der starken Gemeinschaft 
der Gewerkschaft Polizei Sachsen e.V. 
gefunden.

Hier fokussierte sich auch der 
Schwerpunkt in den folgenden Diskus-
sionen und in den Beschlüssen.
•	 Viele der Beschäftigten glauben im-

mer noch, dass die GdP eine Ge-
werkschaft nur für Polizisten/-innen 
sei.

•	 Hier gilt es klarzumachen: Wir sind 
die Berufsvertretung ALLER in der 
Polizei Bediensteten!
Ob Polizeivollzugsbeamter oder Be-

schäftigter, Verwaltungsbeamter oder 
Arbeiter in der Werkstatt - die Gewerk-
schaft der Polizei ist für alle Bedienste-
ten, die in der Polizei an der Sicherheit 
für die Bürgerinnen und Bürger mitar-
beiten, die Berufsvertretung der ge-
meinsamen Interessen. 

Deshalb werden wir, die GdP-Be-
zirksgruppe PVA, im Jahr 2018 eine 
Werbeoffensive gerade für die Beschäf-
tigten in unserem Bereich starten. Be-
stimmt können wir von dieser Idee 

auch andere Be-
zirksgruppen be-
geistern und 
dazu gemeinsa-
me Projekte ins 
Leben rufen. 

F o r t g e s e t z t 
wird der Tätig-
keitsbericht mit 
den Aktivitäten 
für die Mitglie-
der, mit der Ab-
rechnung des-
sen, was uns 
gelungen ist und 
worum es auch 
weiter zu kämp-
fen gilt. 

Eintausend neue Stellen für die 
sächsische Polizei sind ein Anfang - für 
den Polizeivollzugsdienst. Aber was ist 
mit den Beschäftigten in der Polizei, 
was ist mit den Verwaltungsbeamten/-
innen?

Gerade beim Polizeiverwaltungs-
amt, dem zentralen Dienstleister für IT, 
Technik Beschaffung, Werkstätten, 
Ärztlichen Dienst, und, und, und… sind 
es viele BESCHÄFTIGTE, die hier ar-
beiten. Sie sorgen dafür, dass die Poli-
zeibeamtinnen und –beamten mit Uni-
form, Waffe, Streifenwagen, Funkgerät 
und vielem mehr ausgestattet werden.

Die Beamten der konkurrierenden 
Gewerkschaft DPolG interessiert sowas 
nicht. Denn dort steht ausschließlich 
der/die Beamte im Mittelpunkt. Da darf 
es für die Kollegen Beschäftigten schon 
mal die Privatisierung einer Aufgabe 
sein. 

Der Kampf der GdP richtet sich ganz 
klar gegen die Ursachen des hohen 
Krankenstandes, wie Arbeitsverdich-
tung und Unterbesetzung, für die Um-
wandlung von befristeten Projektstel-
len in feste Arbeitsplätze, für die 
Übernahme der durch uns ausgebilde-
ten Lehrlinge in eine feste Beschäfti-
gung bei uns, gegen Privatisierung und 
für eine Polizei, die in ihrer „Ferti-
gungstiefe“, das heißt mit den eigen 
Fähigkeiten, gerade in den Servicebe-
reichen möglichst wenig abhängig von 
der Wirtschaft ist.

Mit einem Ausblick auf das Jahr 
2018 endete der Tätigkeitsbericht. Die 
Aussichten für die folgenden Jahre wa-
ren passend zum Wetter an diesem 
Tag.

Die Erosion und Zersplitterung der 
Gesellschaft wird sich leider fortsetzen.

Die Polizei muss auch in Zukunft in 
ihrer Sandwichposition zwischen den 
Vertretern der verschiedenen Interes-
sengruppen die Werte der Demokratie 
verteidigen. 

Erinnern wir uns: In der Antike war 
die Demokratie die Staatsform von 
Stadtstaaten, die als GEMEINSCHAFT 
die Probleme diskutierten und eine 
MEHRHEITSENTSCHEIDUNG fäll-
ten. Bis dahin ist alles bekannt. Was 
völlig vergessen werde, ist die Tatsa-
che, dass dann die Unterlegenen in der 
Mehrheitsentscheidung nicht nur diese 
mitgetragen haben, sondern diese im 
Interesse der GEMEINSCHAFT so ver-
treten haben, als wenn sie dafür ge-
stimmt hätten. 

Streng nach Tagesordnung folgten 
der Kassenbericht, viele, viele Be-
schlüsse und Informationen zum 
Rechtsschutz, aus dem geschäftsfüh-
renden Landesvorstand und dem Lan-
desvorstand. Trotz des Tempos des Ver-
sammlungsleiters, der sach- und 
zielorientierten Diskussion und der 
konzentrierten Teilnahme der Mitglie-
der, wurde die Ausdauer bei dreiein-
halb Stunden Versammlung auf eine 
harte Probe gestellt.

Dennoch, das Resümee der Gewerk-
schaftsmitglieder fiel positiv aus: Diese 
Zeit ist gut investiert, denn wie hieß es 
zum Abschluss im Tätigkeitsbericht in 
einem Zitat aus „Wilhelm Tell“ von 
Friedrich Schiller: „Verbunden werden 
auch die Schwachen mächtig!“ �

Torsten Scheller
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Rechtsschutzkommission

Foto: I-vista_pixelio.de

Anzeige eines Arbeitsunfalls
Tarifrecht

Nachdem unser Kollege Hagen 
Husgen in der Februarausgabe der 
Deutschen Polizei über Sinn und Not-
wendigkeit einer Dienstunfallanzeige 
die Leserschaft des Beamtenberei-
ches informiert hat, finde ich es auch 
geboten, die Tarifbeschäftigten in 
gleicher Weise zur Anzeige eines Ar-
beitsunfalles zu unterrichten.

Unfälle sind meist wenig erfreuli-
che Anlässe, um Zettel und Stift in die 
Hand zu nehmen. Jedoch ist auch 
hier die Dokumentation sinnvoll, not-
wendig und unter bestimmten Vor-
aussetzungen sogar zwingend erfor-
derlich. 

In jedem Fall ist die Anzeige des 
Unfalles die Absicherung des Ge-
schädigten, denn in einigen Fällen 
treten Unfallfolgen erst so spät zu 
Tage, dass sie nicht mehr zwangsläu-
fig mit dem Unfallereignis in Verbin-
dung gebracht werden.

Wann kann, muss oder soll nun 
aber ein Unfall gemeldet werden? 

Melden Sie Unfälle, die sich in Aus-
übung ihrer versicherten Tätigkeit 
(auch dienstliche Aus- und Fortbil-
dungsmaßnahmen) oder auf dem Weg 
zur Arbeits-, Aus-/Fortbildungsstätte 
(sog. Wegeunfälle) ereignen. Das 
Formblatt hierfür ist auf der Website 
der Unfallkasse Sachsen eingestellt.

Dem gesetzlichen Unfallversiche-
rer (Unfallkasse Sachsen) gegenüber 
müssen alle Arbeitsunfälle gemeldet 
werden, die eine Arbeitsunfähigkeit 
von mehr als 3 Tagen nach sich zie-
hen. Hierbei zählt jeder Kalendertag, 
d. h. inkl. Sams-/Sonn- und Feiertage, 
der Unfalltag selbst zählt jedoch nicht 
mit. 

Tödliche Unfälle, Massenunfälle 
und Unfälle mit schwerwiegenden 
Gesundheitsschäden sind in jedem 
Fall und unverzüglich zu melden.

Sinnvoll ist die Anzeige eines Un-
falles auch, sofern Hilfsmittel be-
schädigt oder zerstört wurden, die 
einen Gesundheitsschaden ausglei-
chen (z. B. Brille, Prothese etc.). Zu 
Schaden gekommene Hilfsmittel 
werden einem erlittenen Gesund-
heitsschaden gleichgesetzt und eine 
entsprechende Wiederherstellung 
übernommen. Der Ersatz von ande-
ren Sachwerten durch die Unfallkas-
se Sachsen hingegen ist grundsätz-
lich ausgeschlossen.

Kleinere Verletzungen sind – so-
fern keine Unfallanzeige gefertigt 
wird – zumindest im Verbandbuch 
einzutragen. Dieses ist 5 Jahre ge-
richtsverwertbar und sichert so im 
Zweifelsfall mögliche Ansprüche des 
Geschädigten.

Aber aufgepasst – nicht alles, was 
nach einem Arbeitsunfall aussieht, ist 
auch einer! Eigenwirtschaftliche Tä-
tigkeiten (z. B. Toilettengang), nicht 
bestimmungsgemäß verwendete bzw.  
verwahrte Hilfsmittel (z. B. Sehhilfe in 
der Brusttasche) oder Unfälle, für die 
eine Erkrankung ursächlich ist (z. B. 
Bandscheibenvorfall), werden nicht 
per se als Arbeitsunfall anerkannt, 
hier wird oft im Einzelfall, nach Prü-
fung der individuellen Umstände ent-
schieden.

Ein unfallfreies Jahr 2018 wünscht
Simone Scotti 

In der Ausgabe September 2016 der 
„Deutschen Polizei“ berichteten wir 
über den Ausgang des Verwaltungs-
streitverfahrens zur „Anerkennung von 
Reisezeit als Arbeitszeit“ beim Sächsi-
schen Oberverwaltungsgericht (OVG 
Sachsen). Durch das OVG Sachsen 
wurde mit Beschluss vom 2. Februar 
2016 die Berufung des erstinstanzlichen 
Urteils des Verwaltungsgerichtes Leip-
zig verworfen und eine Revision nicht 
zugelassen. Somit bekam unsere kla-
gende Kollegin, die das Dienstfahrzeug, 
das als Einsatzmittel zum Gefahrensi-
cherheitstraining überführt wurde, die 
Reisezeit als Arbeitszeit bestätigt. Das 
Gericht war zu der Auffassung gelangt, 

Anerkennung von Reisezeit als Arbeitszeit

es habe sich nicht um eine beliebige 
Anreise zur Fortbildung gehandelt. 
Vielmehr habe die Fahrt im Wesentli-
chen auch der Überführung des für die 
Ausbildung zu nutzenden Fahrzeuges 
an den Einsatzort und zurück gedient 
und sei deshalb Dienstzeit.

Noch im September im Jahr 2016 
erreichte den Artikelschreiber ein 
Schreiben des Polizeipräsidenten der 
im Rechtsstreit beteiligten Polizeidi-
rektion Leipzig. Hier wurde darauf 
hingewiesen, dass die Berufung aus 
rein formalen Gründen betreffend die 

Anerkennung von Reisezeit als Arbeitszeit - das SMI stellt sich 
gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichtes Leipzig

Fortsetzung auf Seite 6
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Literatur

Aus Zuschriften und Gesprächen 
ersehe ich ein großes Interesse für das 
Geschehene jener Zeit und deshalb 
ist es mir ein großes Bedürfnis, erneut 
zur Feder zu greifen:

Das letzte Kriegsjahr des Ersten 
Weltkrieges hat begonnen. Er liegt 
fast einhundert Jahre zurück, doch ist 
er uns zu nahe, als dass wir ihn ganz 
überblicken. Doch eines ist gewiss: Es 
war der erste Krieg mit einem maschi-
nenhaften Gepräge, deren Kristallisa-
tionspunkt die Materialschlacht war.

Rot und Grau
Immer und immer wieder wurden 

die Regimenter der Front zugeführt, 
um völlig abgekämpft in der Etappe 
Erholung zu finden. Das Bild des 
Krieges war nüchtern. Rot und Grau 
seine Farben. Verwüstete Dörfer, na-
menlose Äcker, zerschossene Wälder: 
Orte des Lebens und Sterbens Tau-
sender. Ausgemergelte Gestalten in 
zerschlissenen Uniformen, Verbannte 
der Gräben und Schächte und vor ih-
nen der glutrot züngelnde Horizont. 
Da standen sie unbeweglich, dem 
Angriff harrend, in reinem Pflichtge-
fühl. Dann, wenn die Feuerwalze sich 
vor ihnen in den Himmel hob und im 
monotonen Maschinentakt sich lang-
sam den gegnerischen Stellungen 
entgegen schob, stiegen sie aus 
Fleisch und Blut aus den Gräben hin-
ein in die Elemente des Sprengstoffes 
und Eisens, um in das Antlitz des 
Gegners zu schauen, nachdem sich 
alles zum letzten Gipfel getürmt hat-
te. Es war die Begegnung Mann ge-
gen Mann, bis sich über den Unterle-
genen der Schleier legte. Und die, die 
das mörderische Ringen überlebt ha-
ben, stürzten sich mit voller Hingabe 
in die Annehmlichkeiten der Groß-

städte Nordostfrankreichs oder Flan-
derns. 

Die freie Zeit war abgezirkelt, so 
wie die in einem Bordell. Genuss im 
Minutentakt. Dann kreiste auch der 
Becher, bis die Welt um sie herum im 
Nebel verschwand, um tags darauf 
sich wieder als Kolonne auf zerschos-
senen Straßen dem glühenden Vor-
hang entgegen zu wälzen.

Erzählt wird die Geschichte dreier 
Freunde, alle Offiziere der Reserve, 
die an der Front das gemeinsame In-
teresse an der Literatur in langen Ge-
sprächen in den Unterständen pfle-
gen. Hugo Behrens, der älteste von 
ihnen, ist Apotheker und Vater von 
zwei Kindern. Er ist Christ und be-
trachtet den Dienst als Notwendigkeit 
und Pflicht als Offizier, während Karl 
Döring, ein Physiker und überzeugter 
Militarist, und Delacroix vom Krieg 
geradezu fasziniert sind. Sie betrach-
ten den Krieg als Notwendigkeit und 
Mittel der Verteidigung der Nation, 
des Staates, und sind über jeden 
Zweifel erhaben, weil sie ihn für un-
vermeidlich, ja notwendig halten um 
des Fortbestandes der Nation willen. 
Im Gegensatz der (fiktive) Protagonist 

selbst die Ursache für das Verwerfen 
der Berufung gesetzt hat. Es kann 
nicht der Weg sein, eine eigene Argu-
mentation zu unterlassen und dann 
die unerwünschte Rechtsprechung zu 
negieren.

Im Frühjahr 2017 befasste sich die 
Abteilung 3 des SMI als oberste 
Dienstbehörde der Polizei Sachsen 
noch einmal abschließend  mit dem 
Verwaltungsgerichtsurteil vom 23. 
Januar 2014 aus Leipzig. In einem 
Schreiben an die nachgeordneten Po-
lizeidienststellen und Einrichtungen 
stellte das SMI hierbei fest, dass die 
Entscheidung des Verwaltungsge-
richtes Leipzig nicht im Widerspruch 
zur Verwaltungsvorschrift Arbeitszeit 
in der Polizei (AZPol) steht. Unabhän-
gig davon ist jedoch entgegen der 
Auffassung des Verwaltungsgerichtes 
Leipzig an der bisherigen Verfahrens-
weise festzuhalten, dass die Fahrzei-
ten zum Sicherheits- und Gefahren-
training Reisezeiten und damit keine 
Arbeitszeiten sind. Gestützt wird sich 

Zulässigkeit verworfen wurde und so-
mit eine obergerichtliche Auseinan-
dersetzung mit der zugrundeliegen-
den rechtlichen Problematik nicht 
erfolgte. Dies ist soweit richtig. Jedoch 
sei hierzu erwähnt, dass es die Polizei-
direktion Leipzig war, welche durch 
Nichtäußerung die Ursache für die for-
malen Gründe der Nichtzulassung ge-
genüber dem OVG gesetzt hat.

Fehlten ihr etwa die nötigen 
Argumente?!

Im selbigen Schreiben wurde ab-
schließend festgestellt, dass eine 
obergerichtliche Rechtsprechung zur 
Problematik der Anerkennung von 
Reisezeit als Arbeitszeit und damit 
eine tragfähige Argumentationshilfe 
bei der Durchsetzung von Anträgen 
auf Anerkennung von Reisezeit als 
Arbeitszeit weiterhin nicht existent 
ist. Für uns ist diese Aussage nicht 
nachvollziehbar, da die PD Leipzig 

Rechtsschutzkommission

hierbei auf ein Urteil des OVG Berlin-
Brandenburg aus dem Jahre 2009, 
dass im Falle eines Beamten im Per-
sonenschutz, auch die „Überführung 
des Dienstwagens als Einsatzmittel“, 
das „rechtzeitig zur Verfügung ste-
hen müsse“, keine Arbeitszeit ist. 

Wir gehen davon aus, dass das Ver-
waltungsgericht Leipzig in seiner Ur-
teilsfindung 2014 das ältere Urteil des 
OVG Berlin-Brandenburg aus dem 
Jahre 2009 bewertet hat. In unserem 
speziellen Fall des Sicherheits- und 
Gefahrentrainings hat es allerdings 
eine andere Rechtsauffassung vertre-
ten und somit für diesen Einzelfall ab-
schließend entschieden. Mit Hinweis 
auf das Schreiben des SMI und deren 
Rechtsauffassung, bleibt Betroffenen 
derzeit leider nur der erneute Klage-
weg offen. Unsere Unterstützung und 
der damit verbundenen Kostenüber-
nahme im Rahmen des Rechtsschut-
zes steht somit nichts im Wege!

 Uwe Wendt,
Rechtsschutzkommission

Fortsetzung von Seite 5
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Am Abend des 15. Januar 2018 
fand zum dritten Mal der Braustolz 
Firmencup in der POWERhall indoor 
soccer in Chemnitz statt. Auch eine 
Auswahl von PMA’s der 15-, 16- und 
17-er Einstellungen der Polizeifach-

des Romans Antoine Delacroix und 
Doktorand der Chemie an der Uni-
versität Leipzig. 

Er ist ein erfahrener Frontoffizier 
aus gutbürgerlichem Hause mit Hang 
zur Leichtigkeit und Melancholie und 
Repräsentant seiner Zeit, dem es ge-
lingt, innerhalb eines gewaltigen 
Heeresapparates seinen individuel-
len Neigungen und Interessen nach-
zugehen.

Das Cover des Buches zeigt eine 
Mohnblume auf grauem Untergrund 
und steht symbolhaft für das Blut, das 
auf den Schlachtfeldern in Flandern, 
an der Somme und Marne geflossen 
ist.

Kartenmaterial begleitend zum 
Buch unter www.rot-und-grau.de

Autor: Attila Dorkó, Jurist mit 
Schwerpunkt Strafrecht, ist Polizeibe-
amter im Streifendienst. Er arbeitete 
während des Studiums für die US-
Armee.

Novum-Verlag, 476 Seiten, ISBN 
978-3-95840-228-7

schulen aus Chemnitz und Schnee-
berg stellten diesmal eine der 20(!) 
Mannschaften.

Gespielt wurde immer 1 x 10 Minu-
ten auf einem 15m x 30m großen 
Spielfeld mit Bande. 

Nach einem etwas holprigen Start 
in das Turnier fand man sich am Ende 
der Vorrunde nach drei Siegen und 
einer Niederlage auf dem zweiten 
Platz der Gruppe wieder. Nur das 
Team ,,Emons Spedition‘‘ – angetrie-
ben von Martin Bocek, dem tschechi-
schen Beachsoccer-Nationalmann-
schaftspieler – konnte ,,Polizeifach- 
schulen Sachsen‘‘ ein 3:1 abgewin-
nen.

In einem spannenden Viertelfinale 
schaffte man gegen das Team von 
,,Radio Chemnitz‘‘, welche mit Chem-
nitzer Altprofis gespickt war und in 
seiner Gruppe Erster wurde, in der 
regulären Spielzeit nur ein 2:2. Im da-
rauffolgenden Neunmeterschießen 
hatten die Polizeifachschüler die bes-
seren Nerven und gewannen am 
Ende mit 11:10 und zogen hochver-
dient ins Halbfinale ein.

In diesem wartete keine geringere 
Mannschaft als wieder das Team von 
,,Emons Spedition‘‘, die unseren Ki-
ckern schon in der Vorrunde die ein-
zige schmerzliche Niederlage zufüg-
ten. Diesmal jedoch ließen sich unsere 
PMA’s nicht so leicht abkochen und 

kreisgruppe Bereitschaftspolizei  Chemnitz

Polizeischüler gewinnen Braustolz Firmencup

Rot und Grau

Erste Reihe von links: Michael Kaminski, Philipp Lohse, Marcus Rauschenbach, Lucas Balla 
(alle PFS Chemnitz)
Zweite Reihe von links: Kilian Kunze (PFS Chemnitz), Justin Böhm, Ron Seifert (beide PFS 
Schneeberg), Robert Biedermann (PFS Chemnitz)� Foto: KG BePo Chemnitz

gewannen durch ein Tor in buchstäb-
lich letzter Sekunde mit 4:3.

Nun warteten alle sehnsüchtig auf 
das Finale gegen ,,Becker Umwelt-
dienste‘‘, die auch schon im Vorjahr 
das Turnier dominierten und erst im 
Finale geschlagen wurden.

In einer hart umkämpften Partie 
zeigten unsere angehenden Polizei-
meister nochmal ihre ganze Klasse 
und gewannen schließlich souverän 
mit 6:1.

Nach Abpfiff kannte die Freude 
über den Turniersieg keine Grenzen 
mehr.

Als Fazit kann man sagen, die 
PMA’s zeigten einmal mehr, was den 
Polizeiberuf ausmacht – Teamfähig-
keit, Ehrgeiz und eiserner Wille! 
Außerdem konnte wiedermal bewie-
sen werden, dass eine gute Zusam-
menarbeit auch außerhalb des Poli-
zeiberufes von Erfolg gekrönt sein 
kann.

An dieser Stelle möchte sich das 
ganze Team noch einmal herzlich bei 
der Kreisgruppe der Gewerkschaft 
der Polizei - Bereitschaftspolizei 
Chemnitz für die Unterstützung 
bedanken, ohne die man gar nicht an 
dem Turnier hätte teilnehmen können 
und somit auch nicht den Pott ,,nach-
hause‘‘ gebracht hätte.

Kilian Kunze
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info drei

Probleme im Schwerbehindertenrecht in …
… Sachsen

Am 8. November 2016 beschloss die 
Sächsische Staatsregierung den Akti-
onsplan zur Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention (UN-BRK). 
Interessant ist die Feststellung im Ak-
tionsplan: Ganz allgemein bedarf es 
einer Sensibilisierung in den Dienst-
stellen bezüglich der Beschäftigung 
von Menschen mit Behinderungen, 
um die „Barrierefreiheit in den Köp-
fen“ voranzutreiben. Als Maßnahme 
für den „Freistaat Sachsen als Arbeit-
geber“ wurde dann die Aufgabe 
„Sensibilisierungsmaßnahmen in den 
Dienststellen mit dem Ziel, Vorgesetz-
te und Kollegen für die Belange von 
Menschen mit Behinderungen weiter 
zu sensibilisieren und Barrieren abzu-
bauen“ formuliert. Und genau das ist 
der Ansatzpunkt für die Hauptschwer-
behindertenvertretung. Es ist die ge-
setzliche Aufgabe der Schwerbehin-
dertenvertretung, die Belange der 
schwerbehinderten Kolleginnen und 
Kollegen mit einzubringen und auf de-
ren Berücksichtigung zu drängen. 
Sehr oft wird der Begriff „Schwerbe-
hindert“ mit Eigenschaften verbunden 
wie:  nicht belastbar, hohe Ausfallzei-
ten, wenig Leistung. Stimmt das wirk-
lich? Als Hauptschwerbehinderten-
vertrauensperson habe ich mit vielen 
Kolleginnen und Kollegen zu tun, die 
betroffen, aber in ihrer Tätigkeit voll 
belastbar sind und wenige Ausfallzei-
ten haben. Auch die Leistung ist vor-
handen. Schwerbehindert heißt nicht 
leistungsgemindert! Wir wollen keine 
Bevorteilung, aber einen Nachteils-
ausgleich. Da gibt es aber noch viel zu 
tun. Handlungsbedarf sehe ich zum 
Beispiel bei der Anerkennung von 
ärztlich verordnetem Sport/verordne-
tem Funktionstraining in Gruppen un-
ter ärztlicher Anleitung als Dienstzeit 
für maximal vier Stunden im Monat 
bei Vollzugsbeamten. Das wäre eine 
gleichberechtigte Teilhabe und nicht 
die Befreiung vom Dienstsport. Auch 
das Thema Telearbeit ist aktuell und 
es sollte sehr schnell eine neue Dienst-
vereinbarung dazu abgeschlossen 
werden.

Wilfried Bönsch

… Thüringen

In der Thüringer Polizei waren im 
Jahr 2016 425 schwerbehinderte und 
ihnen gleichgestellte Menschen be-
schäftigt. Dies entspricht einer Be-
schäftigungsquote von 6,02%. Die 
Zahl Betroffener steigt trotz Altersab-
gängen weiter. Es gibt zahlreiche po-
sitive Beispiele bei der Verwendung 
von Betroffenen in der Thüringer Po-
lizei. Es ist wichtig, die Stärken und 
Fähigkeiten eines jeden Einzelnen in 
den Vordergrund zu stellen. Die 
Schwerbehindertenvertretungen 
(SBV) sind hierbei ein wesentlicher 
Motor. 

Eine Grundvoraussetzung für die 
sachgerechte Aufgabenerfüllung ist 
die ordnungsgemäße Beteiligung der 
SBV gemäß § 178 Abs. 2 SGB IX. Sie 
muss regelmäßig eingefordert werden. 
Die Schwerbehindertenvertretung ist 
unverzüglich und umfassend zu unter-
richten und vor einer Entscheidung in 
allen Angelegenheiten, die einen Ein-
zelnen oder die Schwerbehinderten als 
Gruppe berühren, anzuhören. Die je-
weilige Entscheidung oder Maßnahme 
muss also noch gestaltungsfähig sein. 
Nicht selten erfolgen Informationen 
zeitgleich mit dem Personalrat oder 
werden durch diesen erst bekannt. In 
der Praxis werden Präventionsmaßnah-
men nicht immer ausgeschöpft und 
Kolleginnen und Kolleginnen polizei-
dienstunfähig geschrieben – Ziel: vor-
zeitige Versetzung in den Ruhestand. 
An den rechtlich vorgeschriebenen 
Such- und Erörterungsprozess für 
Menschen mit Behinderungen sind be-
sonders hohe Anforderungen gestellt. 
Diese werden zum Teil noch ignoriert. 
Die Trennung und das Verwertungs-
verbot der Gesundheitsdaten des Be-
trieblichen Eingliederungsmanage-
ments (BEM) vom Verfahren der 
Prüfung der Polizei-/Dienstfähigkeit 
erfolgt nicht durchgängig. Mit der Be-
ratung im BEM tragen die SBV dazu 
bei, Prävention zu unterstützen, um Be-
hinderungen zu vermeiden. Die Um-
setzung des Schwerbehindertenrechts 
ist eine gemeinsame Aufgabe, die es 
gilt, mit Verständnis zu leben.

Petra Müller

... Sachsen-Anhalt

Fakt ist, im Jahr 2016 wurden sei-
tens der Polizei Sachsen-Anhalt 248 
schwerbehinderte Menschen bzw. 
denen Gleichgestellte beschäftigt. 
Der Anteil von Vollzugsbeamten be-
trug 86. Dies entspricht einer Be-
schäftigungsquote von 3,18%.

Fakt ist, die gesetzliche Verpflich-
tung besteht in einer 5%-igen Beschäf-
tigung von Menschen mit Behinderun-
gen auf die vorhandenen Arbeitsplätze.

Fakt ist, dass die Quote von schwer-
behinderten Menschen bei der Poli-
zei in Anbetracht der 2017 erfolgten 
Neueinstellungen noch weiter sinken 
wird.

Fakt ist, dass man seitens des Mi-
nisteriums des Innern keine Ausnah-
meregelung zur Erfüllung der Be-
schäftigungsquote beansprucht, dies 
lässt sich aus dem Erlass „Richtlinien 
über die Förderung der Einstellung 
und Beschäftigung schwerbehinder-
ter Menschen“ entnehmen. 

Fakt ist, mit zunehmendem Alter 
steigt die Gefahr, durch eine Erkran-
kung schwerbehindert zu werden. 
Zahlen des Statistichen Bundesamtes 
belegen, dass ein Drittel aller schwer-
behinderten Menschen (7,6 Mio.) zwi-
schen 45 und 65 Jahre alt ist und in 
86,4% der Fälle die Behinderung durch 
eine Krankheit verursacht wurde.

Fakt ist, 86 schwerbehinderte Voll-
zugsbeamte stellen ca. 1,5% aller 
Vollzugsbeamten im Land Sachsen-
Anhalt dar.

Fakt ist, wenn man nicht davon 
ausgeht, dass der Beruf des Polizisten 
besonders gesundheitsfördernd ist 
und somit einer drohenden Behinde-
rung durch Erkrankung im Alter vor-
beugt, wäre eine Analyse dieser ge-
ringen Beschäftigungsquote logisch.

Fakt könnte sein, dass, wenn sich 
die Schwerbehindertenvertretungen 
und die Polizei als öffentlicher Arbeit-
geber eines Tages gemeinsam der 
Herausforderung, der „Erfüllung der 
gesetzlichen Verpflichtung einer 
5%igen Beschäftigung von Menschen 
mit Behinderungen“ stellen, dieser 
Negativtrend beendet wird.

Rene Ludwicki


